
Jürgen Aretz beklagt ignorante Behandlung des Mittelstandes

Leistungsträger werden demotiviert
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?Bundesinnenminister Seehofer hat die
Debatte neu entfacht, ob der Islam zu

Deutschland gehört. Nach Umfragen stim-
men 80 Prozent der Befragten Seehofers
Ansicht zu, dass der Islam nicht zu
Deutschland gehört. Gleichwohl hat die
Bundeskanzlerin in ihrer Regierungserklä-
rung Seehofer für seine Islam-Aussage ge-
rüffelt. Ein einmaliger Vorgang. Sind diese
unüberbrückbaren Gegensätze in der Mi-
grationspolitik nicht die Achillesferse der
Großen Koalition?

Jürgen Aretz: Das ist weniger die Achilles-
ferse der Großen Koalition als ein Problem
der deutschen Politik schlechthin.  Aus
Umfragen wissen wir, dass selbst bei den
Wählern der Grünen die Aussage, der Is-
lam gehöre zu Deutschland, keine Mehr-
heit findet. Das ist eher eine Position von
Berufspolitikern, Funktionären und be-
stimmten Intellektuellen, die einen privile-
gierten Zugang zu den Medien haben. Fast
zwei Drittel der Menschen in diesem Lan-
de stimmen der Aussage, der Islam gehö-
re zu Deutschland, nicht zu.
Die Formulierung der Aussage ignoriert
freilich Entscheidendes. Was bedeutet ei-
gentlich „dazugehören“'? Bedeutet das:
von alters her, soziokulturell und politisch
prägend, also Teil der eigenen Identität,
oder bedeutet das lediglich präsent sein in
Gestalt von Menschen? Und welcher Is-
lam ist gemeint? Der (Mehrheits-)Islam,
der Frauen als Menschen minderen
Rechts betrachtet, Homosexuelle bestraft
– bis hin zur Todesstrafe – oder „der“ Is-
lam, der uns in Deutschland in Gestalt auf-
geklärter und integrierter Muslime gegen-
übertritt? Übrigens: Muslime werden kei-
neswegs nur von Islamophoben
angegriffen. Dasselbe widerfährt aufge-
klärten Muslimen. Sie werden allerdings

von einer muslimischen Mehrheit atta-
ckiert und verfolgt, weil ihre Überzeugun-
gen als „unislamisch'“ gelten.

?Wie beurteilen Sie Merkels Haltung, die
sich offen gegen die Mehrheitsmeinung

in der Bevölkerung richtet? Hält sich Merkel
für sakrosankt?

Jürgen Aretz: Dass sich die Pfarrerstochter
Angela Merkel für sakrosankt hält, glaube
ich nicht. Aber ich fürchte, weder sie noch
ihre Umgebung haben sich mit der Frage-
stellung in einer Weise auseinandergesetzt,
die sich um (Er-)Kenntnisgewinn bemüht.
Eine seriöse Begründung ihrer Position hat
Frau Merkel bisher nicht geliefert.

?Auch die neue CDU-Generalsekretärin
Kramp-Karenbauer hat sich öffentlich

gegen Horst Seehofer gestellt. Diese Reak-
tion ist das Gegenteil von dem, was Kramp-
Karrenbauer bei ihrem Amtsantritt ver-
sprochen hatte. Nämlich strittige und kon-
troverse Themen offen zu diskutieren.

Jürgen Aretz: Da möchte ich Frau Kramp-
Karrenbauer in Schutz nehmen. Nachdem
sich die Parteivorsitzende und Bundes-
kanzlerin in so dezidierter Weise festgelegt
hat, können Sie von der Generalsekretärin
kein politisch-suizidales Heldentum in
Form einer öffentlichen Distanzierung er-
warten.

?Wie bewerten Sie den Kompromiss von
Union und SPD beim Familiennachzug

für subsidiär Schutzbedürftige?

Jürgen Aretz: Sie sprechen zu Recht von ei-
nem Kompromiss. Es gibt bekanntermaßen
gute und schlechte Kompromisse. Die Qua-

lität des Kompromisses wird sich auch bei
der Frage des Familiennachzuges in der
Praxis erweisen. Und da gibt es sehr unter-
schiedliche Auffassungen innerhalb der Ko-
alition, die ein hohes Spannungspotenzial
mit sich bringen. Im Übrigen halte ich es für
bedauerlich, dass in diesem Kontext ein ne-
gatives gesellschaftliches und politisches
Klima zu konstatieren ist. Die unkontrol-
lierte und in Teilen durch rechtswidriges
Handeln ermöglichte Massenzuwanderung
hat dazu geführt, dass mancherorts nicht
mehr differenziert wird zwischen  Men-
schen, die aus einer tatsächlichen Verfol-
gungssituation heraus bei uns Schutz su-
chen – z. B. verfolgte Christen – und sol-
chen, die aus wirtschaftlichen Motiven
kommen.   

?Glauben Sie, dass Merkels stures Fest-
halten an ihrer Flüchtlingspolitik dazu

angetan ist, enttäuschte CDU-Wähler, die
zur AfD abgewandert sind, wieder in den
Schoß von Mutter CDU zurückzuholen? 

Jürgen Aretz:Wir müssen in diesem Punkt
zwischen den Stammwählern der CDU und
Wechselwählern unterscheiden. Aus der
Wahlforschung wissen wir, dass bei allen
Parteien die Mobilisierung der Stamm-
wähler erste Voraussetzung für den Wah-
lerfolg ist. Es sollte die CDU-Führung da-
her nachdenklich stimmen, dass ihrer Par-
tei so viele Stammwähler abhanden
gekommen sind.  Andere haben die Partei
gewählt und dabei die Faust in der Tasche
geballt. Nach Wahlen müsste es das Gebot
der Stunde – und der politischen Klugheit
– sein, sich (selbst-)kritisch mit dem Wäh-
lerverhalten auseinanderzusetzen. Wenn
der Eindruck zugelassen wird, dass eigene
Fehler nicht gesehen werden, ist das alles
andere als ein guter Neubeginn. Man soll-
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te das Gedächtnis der
Menschen nicht unter-
schätzen, und so manche
Faust, die in der Tasche
geballt war, könnte beim
nächsten Mal auf den
Tisch hauen oder weniger
bildlich zu einem Wahl-
kreuz an anderer Stelle
führen. Der CDU kann ein
ähnliches Schicksal dro-
hen wie ihren Schwester-
parteien in den Niederlan-
den oder Italien.

?Die AfD stellt im
Bundestag Anträge, die

wortwörtlich der CDU-Be-
schlussklage entsprechen.
So zum Beispiel bei den
Themen Grenzsicherung
und Doppelpass. Dennoch
werden diese Anträge
durch die CDU gnadenlos abgeschmettert.
Ist eine solche Verfahrensweise nicht un-
glaubwürdig und bewirkt, dass die AfD wei-
teren Zulauf bekommt?

Jürgen Aretz:Wer das Prinzip der innerpar-
teilichen Demokratie nicht wirklich ernst
nimmt und Parteitagsbeschlüsse – wie
zum Thema Doppelpass – ignoriert, und
das auch noch demonstrativ, bringt sich
selbst in eine solche Bredouille. Anderer-
seits hat Hugo Müller-Vogg hat in der letz-
ten Ausgabe dieses Magazins zutreffendes
über die AfD ausgeführt: Sie sei „teils kon-
servativ, teils völkisch, teils antisemitisch“.
In der AfD gibt es zu viele, die unappetitli-
che Positionen vertreten und politische Rü-
pelkomödien aufführen. Ohne eine perso-
nelle und programmatische Selbstreini-
gung wird die AfD im Bundestag und den
Landtagen Außenseiterin bleiben und kei-
ne Regierungsbeteiligung erreichen. Selbst
wenn ihr diese Katharsis gelänge, bliebe
die Frage, ob ihr dann nicht so viele Wäh-
ler und Anhänger von der Fahne gingen,
dass eine unbedeutende Splitterpartei
übrig bliebe.

?Der CDU-Haushaltsexperte Klaus-Peter
Willsch befürchtet, dass die im Koali-

tionsvertrag festgeschriebene Europapoli-
tik zu einer Transferunion führen wird, in-
dem zum Beispiel der Europäische Stabili-
sierungsmechanismus (EFM) in einen
Europäischen Währungsfonds (EWF) umge-
wandelt werden soll. Teilen Sie die Be-
fürchtungen von Klaus-Peter Willsch?

Jürgen Aretz: Leider kann ich Herrn Willsch
nicht widersprechen. Sehr viel wird von
dem neuen Bundesminister  der Finanzen
abhängen, Herrn Scholz. Er scheint in die-
ser Frage ja durchaus differenziertere Po-
sitionen zu vertreten als der irrlichternde
SPD-Spitzenkandidat bei den Bundestags-
wahlen, von dem nur übrig geblieben ist,
dass jetzt alle von der Existenz der Stadt
Würselen wissen. Im Fußball sagt man: Die
Wahrheit ist auf dem Platz. Für Herrn
Scholz ist die Wahrheit in Brüssel. Warten
wir ab, wie er den Begehrlichkeiten seiner
EU-Kollegen gegenüber tritt.

?Wie bewerten Sie den heftig kritisierten
Vorstoß von Bundesgesundheitsminister

Spahn zum Thema Hartz IV? Spahn hat sich
auch mit den Abtreibungs-Protagonisten
angelegt. Ein weiterer Knackpunkt inner-
halb der Großen Koalition?

Jürgen Aretz: Herr Spahn hat mit seinen
Äußerungen zu Hartz IV im Kern recht. Frei-
lich ist dieses seinerzeit unter dem Kanzler
Gerhard Schröder maßgeblich von Wolf-
gang Clement entwickelte Konzept in den
letzten Jahren – auch unter Mitwirkung von
CDU und FDP – in Teilen durchlöchert wor-
den. Faktisch wird Hartz IV weithin als
selbstverständliche Sozialleistung verstan-
den, und die dazu gehörenden Regeln wer-
den als repressiv diffamiert. Aus dem
Grundsatz „Fördern und Fordern“ scheint
im allgemeinen Verständnis ein Berechti-
gungsanspruch ohne Gegenleistung ge-

worden zu sein. Dass es
bei Hartz IV auch Korrek-
turbedarf gibt, steht dieser
Feststellung nicht entge-
gen. Aber der Grundsatz,
dass der Leistung der Soli-
dargemeinschaft auch die
Erwartung und Notwendig-
keit einer Gegenleistung
gegenübersteht – jeden-
falls dort, wo es möglich ist
– muss offener und offen-
siver vertreten werden.

Und auch im Hinblick
auf seinen Einwurf zum
Thema Lebensschutz muss
man Herrn Spahn dankbar
sein. Viele in unserer Ge-
sellschaft reduzieren die-
ses Thema doch auf ein
„Recht auf Abtreibung“.
Ein solches Recht gibt es
nicht. In diesem Land gilt

es heute freilich oft schon als illiberal, wenn
man auf das geltende Recht hinweist. Und
danach bleibt die Abtreibung rechtswidrig;
sie wird lediglich unter bestimmten Vor-
aussetzungen nicht mehr bestraft. Am kon-
sequenten Schutz des Lebens – vom unge-
borenen Leben bis zum erlöschenden Le-
ben – erweist sich, ob dieses Land
tatsächlich zur Humanität gefunden hat.

?Sehen Sie den nur teilweisen Abbau des
Solidaritätsbeitrages als verfassungs-

konform an? 

Jürgen Aretz: Ich fürchte, mit diesem „Kom-
promiss“ wurde ein weiterer Beitrag dazu
geleistet, die Glaubwürdigkeit der Politik zu
untergraben. Allen Beteiligten ist doch klar,
dass diese Regelung vor dem Bundesver-
fassungsgericht keinen Bestand mehr hät-
te.

?Auch die Abflachung des sogenannten
Mittelstandsbauches, wie durch die

Mittelstandsvereinigung der CDU immer
wieder gefordert, findet keine Berücksich-
tigung im Koalitionsvertrag. Wer heute
das 1,6fache des Durchschnittsgehalts
verdient, muss bereits den Spitzensteuer-
satz zahlen. 1960 war es das 18fache.
Bleibt da nicht die Gerechtigkeit auf der
Strecke?

Jürgen Aretz: Die Frage zu stellen, heißt,
sie zu beantworten. Das Ergebnis der in
den letzten Jahrzehnten eingetretenen
Entwicklung ist nicht nur unbillig. Dieses
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Ergebnis verdient das
schlimmste Prädikat, das
politischem Handeln zuteil
werden kann: Das ist ganz
einfach dumm. So werden
Leistungsträger demoti-
viert und der Zusammen-
halt der Gesellschaft in
Frage gestellt. Alle Kundi-
gen wissen doch –
Deutschland lebt ent-
scheidend von der Leis-
tungsbereitschaft und der
Leistungskraft seines
Mittelstandes. Das geht
weit über das Materielle
hinaus. Denken wir nur im
Bereich der mittelständi-
schen Wirtschaft an deren
Beitrag zur Ausbildung
junger Menschen.

Die ignorante Behand-
lung des Mittelstandes ist
ein Beispiel dafür, dass
„die“ Politik allzu oft an den Fragen der
Menschen und den wirklichen Herausfor-
derungen vorbeigeht. Dass sich unser
Land das leisten kann, erscheint sehr zwei-

felhaft. Wenn die Verteidigungsministerin
den Eindruck aufkommen lässt, dass die
Präsentation von Uniformen für schwan-
gere Soldatinnen wichtiger ist als die Re-

paratur von Fluggerät und
Panzern, ist die Grenze
zum Lächerlichen über-
schritten.

Vielleicht geht es uns
zu gut. Wir haben uns an
einen materiellen Stan-
dard gewöhnt, den es in
Deutschland noch nie ge-
geben hat und der für vie-
le im Ausland im wahrsten
Sinne des Wortes anzie-
hend ist. Unsere positive
Entwicklung hält – histo-
risch gesehen – schon un-
gewöhnlich lange an. Die
Frage liegt nahe, ob wir
gesellschaftlich und poli-
tisch überhaupt noch die
Möglichkeit in Betracht
ziehen, dass es anders
kommen könnte. Dabei
zeigt der Blick auf be-

stimmte weltpolitische Ent-
wicklungen, dass unkalkulierbare Risiken
drohen – politisch wie wirtschaftlich. Dar-
auf, so hat es den Anschein, sind wir ganz
und gar unvorbereitet. n
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Mit Dr. Jürgen Aretz sprach Rita Seiler
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